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Es geht um die Sicherheit 
unseres Staates 
Tatsachen zur Spionageaffäre im Bundeskanzleramt 

Die SPD unternimmt den Versuch, den Rücktritt Bundeskanzler 
Brandts wegen der Spionageaffäre Guillaume mit einer von der 
Opposition entfachten „Hetz- und Verleumdungskampagne" zu 
erklären. Richtig ist dagegen — wie es in der gemeinsamen Erklärung 
der Parteipräsidien von CDU und CSU heißt —, daß der Spionage- 
fall Guillaume nicht die entscheidende Ursache, sondern nur noch der 
letzte Anstoß für den Rücktritt Willy Brandts war. Beweis dafür, 
wie die Bevölkerung über die Regierung Brandt dachte, ist die rapide 
abnehmende Zahl derer, die auf die Frage „Sind Sie im großen 
und ganzen mit der Politik von Bundeskanzler Brandt einverstanden?" 
mit „einverstanden" aufwarteten: 
Dezember 1972 = 72 Prozent, Februar 1973 — 53 Prozent, 
März 1973 = 46 Prozent, Dezember 1973 = 38 Prozent, 
Januar 1974 = 35 Prozent, März 1974 = 33 Prozent. 

(Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach) 

Der Fall Guillaume berührt aber empfindlich die Sicherheitsinteressen unseres 
Staates, und in diesem Zusammenhang hat die Opposition allerdings die Ver- 

pflichtung, Aufklärung zu verlangen. Die nachfolgende Dokumentation, die der 
parlamentarische Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundesfraktion Gerhard Redde- 
mann zusammengestellt hat, dient dazu, auf Grund der bisher bekannt geworde- 
nen, ganz gewiß nicht lückenlosen Fakten die zentrale Frage aufzuhellen, inwie- 
weit durch Leichtfertigkeit, Fahrlässigkeit und Parteibuchwirtschaft die Sicherheil 
unseres Staates gefährdet wurde. 

Die Affäre Guillaume 
Die bisher bekanntgewordenen Fakten über den Fall Guillaume sind in der Tat 
erschreckend. 
Günter Guillaume (Jahrgang 1927), Kochlehrling, Aushilfsfotograf, Bauhilfsarbei- 
ter,   Verlagsangestellter,   Einzelhandelsverkäufer  und  schließlich   Unterbezirksge- 
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schäftsführer der Frankfurter SPD, wurde 1969 im Gefolge der allgemeinen Auf- 
blähung des Bundeskanzleramtes durch Genossen der neuen Regierungspartei in 
das Zentrum der Bundesregierung geschleust. 

Der Mann, der 1956 als sogenannter „Perspektivagent" in die Bundesrepublik 
Deutschland geschickt worden war, um sich hier in politisch wirksame Funktionen 
hineinzuarbeiten, besaß als Protektor den damaligen, frisch ernannten Abteilungs- 
leiter Wirtschaft im Kanzleramt, Herbert Ehrenberg. Der spätere Staatssekretär 
im Arbeitsministerium und heutige SPD-Bundestagsabgeordnete empfahl den ihm 
aus der IG Bau, Steine, Erden bekanntgewordenen Spitzel. IG-Bau-Chef a. D 
Bundesminister Georg Leber, unterstützte die Einstellung. Horst Ehmke nahm 
sie vor. 

Gegen die Einstellung des Genossen Guillaume protestierte als erster der Personal- 
rat. Einstimmig hielt er Kanzleramtschef Horst Ehmke vor, der Mann mit diesem 
merkwürdigen Lebenslauf sei fachlich nicht qualifiziert, eine parteipolitische Be- 
vorzugung müsse angenommen werden. 

Bundesminister Horst Ehmke setzte sich über den Einspruch des Personalrates 
rücksichtslos hinweg. 

Trotzdem war der „Fall Guillaume" für ihn damit nicht beendet. 

Am 15. Dezember 1969 übersandte ihm die Sicherungsgruppe des Bundeskriminal- 
amtes ein Fernschreiben des Bundeskriminalamtes, in dem es u. a. hieß: 

„Günter Guillaume, ca. 1925 geboren, wohnhaft: Birkenwerder (SBZ), beschäf- 
tigt als Fotograf beim Ost berliner Verlag ,Volk und Wissen', der Agententätig- 
keit in Berlin (West) und der BRD verdächtigt ...Im Juli 1956 soll Günter G 
in die BRD geflüchtet sein. 

Personengleichheit kann vermutet werden." 

Am 17. Dezember 1969 ergänzte der Bundes-Nachrichten-Dienst (BND): 

„Nach einer auf ihren Wahrheitsgehalt hin nicht mehr überprüfbaren Kartei- 
notierung vom April 1954, soll Günter G., geb. 1. 2. 1927 in Berlin, damals 
wohnhaft Lehnitz, Florastraße 6, im Auftrag des Verlages ,Volk und Wissen' 
die BRD mit dem Zweck bereist haben, um Verbindungen zu Verlagen, Druk- 
kereien und Personen herzustellen und diese östlich zu infiltrieren." 

Am 23. Dezember 1969 kommentierte der Präsident des BND, Gerhard Wessel: 

„Quelle ist zuverlässig, war zu der Zeit im gleichen Verlag und hatte entspre- 
chende Einblicksmöglichkeiten." 

Nach der Bestätigung der Zuverlässigkeit des Ostberliner Informanten gegen 
Guillaume schaltete das Kanzleramt den BND nicht mehr in die weiteren Ermitt- 
lungen ein. 
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Das Versagen Ehmkes 
Immerhin führte Horst Ehmke auf Vorschlag des BND-Chefs ein Gespräch mit 
Günter Guillaume, das am 7. 1. 1970 stattfand. In ihm leugnete Guillaume natür- 
lich, gestand aber in einer Erklärung vom 12. 1. 1970, er habe sogenannte „Soli- 
daritätseinsätze" in West-Berlin mitgemacht. Guillaume wörtlich: 

„Der Patenschaftsbezirk des Ostberliner Stadtbezirks Mitte war zu dieser Zeit der 
Westberliner Stadtbezirk Spandau. Die SED- und F DBG-Mitglieder des Verlages 
,Volk und Wissen' hatten dabei die Aufgabe, in einer Exmittiertensiedlung in 
Spandau von Zeit zu Zeit kommunistisches Werbematerial und Lebensmittel- 
päckchen zu verteilen. Bei einer Wahl in West-Berlin war ich mit anderen Kol- 
legen ,Beobachter' bei der öffentlichen Auszählung des Stimmenergebnisses in 
einem Spandauer Wahllokal." 

Bereits 15 Tage (!) später kam das Bundesamt für Verfassungsschutz (gez. Herme- 
nau) trotz Guillaumes Westeinsatz zu der erstaunlichen Feststellung, dem Günter 
Guillaume könnten sogar Akten der Stufe „Geheim" anvertraut werden. 

Wie es zu dieser Beurteilung kam, kann man inzwischen unschwer aus einem 
Aktenvermerk herauslesen, den Dr. Otto unter demselben Datum (VS-Vertraulich) 
und der Nummer „V/P 3—152—125 016—112/70 VS-Vertr." anlegte. In dieser 
Notiz beschrieb der offenbar vorsichtige Verfassungsschützer seine eigenen Vor- 
stellungen, wie das Sicherheitsproblem Guillaume verringert werden könnte. Otto 
hatte seine Vorstellungen Horst Ehmkes Sicherheitsbeauftragtem, Ministerialdiri- 
gent Schlichter, mitgeteilt. 

Der Wortlaut des Vermerks: 

O Herrn Schlichter wurde mitgeteilt, daß die Möglichkeit besteht, über das NA- 
Lager Gießen geflüchtete Personen ausfindig zu machen, die in den Jahren 1949— 
1954 bei dem Verlag „Volk und Wissen" gearbeitet haben. Sie könnten noch zu- 
sätzlich befragt werden über das politische Verhalten von Herrn Guillaume in der 
DDR. 

& Herr Schlichter bittet, vorerst davon Abstand zu nehmen. Sollen jedoch Erkennt- 
nisse politischer Art über Herrn G. anfallen, dann müßten derartige Befragungen 
doch zusätzlich durchgeführt und das Ergebnis dem Bundeskanzleramt mitgeteilt 
werden. 

0 Vorerst sieht er die Überprüfung als abgeschlossen an. Er wird das Ergebnis 
mit Herrn Minister Ehmke persönlich besprechen. 

Die plötzliche Eile, mit der das Bundeskanzleramt die notwendigen Untersuchungen 
jäh abbrechen ließ, ist wahrscheinlich nicht zuletzt auf einen Brief zurückzuführen, 
in dem Bundesminister Georg Leber an den „sehr geehrten Herrn Ehmke" über 
Günter Guillaume schrieb: 
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„Er hat mir in vielen schwierigen Situationen seine uneingeschränkte Vertrauens- 
11 'ürdigkeit bewiesen.'' 

Das Wort aus Genossen-Mund übertönte die Bedenken des BND und die weiteren 
Forschungswünsche des Verfassungsschutzes. Horst Ehmke unterzeichnete die 
Einstellungsurkunde. 

Der Fall Grabert 
Bis heute weiß niemand außerhalb des Regierungskreises, warum die Enttarnung 
des Agenten Guillaumc gerade am 25. April zu seiner Verhaftung führte. 
Der amtierende Bundesminister des Inneren, Hans-Dietrich Genscher, sagte dazu 
im Deutschen Fernsehen am Tage der Verhaftung Guillaumes: 

„Er (der Zugriff) wäre an sich schon vor einigen Wochen erfolgt, wenn sich nicht 
die Aussicht gezeigt hätte, durch eine bestimmte Bewegung, die bei ihm zu 
erwarten war, noch weitere Hinweise zu bekommen. Aber das ist wirklich ein 
Punkt, den man hier nicht offenlegen kann . . ." 

Willy Brandts Staatssekretär Horst Grabert erklärte dazu am selben Tage im ZDF: 
„Wir müssen davon ausgehen, daß ein Zeilpunkt sich nach der größten Erfolgs- 
chance der Aufklärungsauf gäbe richtet, und dementsprechend ist verfahren 
worden." 

Grabens mysteriöse Andeutung über die „Größte Erfolgschance" ist bislang nicht 
bestätigt worden. In der SPD kursiert daher auch mehr die Version, Bundesinnen- 
tninister Hans-Dietrich Genscher habe den enttarnten Agenten bewußt kurz vor 
seinem Ausscheiden als oberster Verfassnngsschützer hochgehen lassen, um seine 
Leistungsfähigkeit zu dokumentieren. 
Dazu „Der Spiegel" am 29. April: 

„Taktiker Genscher, als Polizeiminister oberster Chef des  Verfassungsschutzes 
und des Bundeskriminalamtes, habe, so war bei Bonner Sozialdemokraten zu 
hören, sein Image als Beschützer der Bonner Republik aufpolieren wollen und 
ohne zwingenden Grund zu einem für die Sozialdemokraten ungünstigen Zeit- 
punkt zugreifen lassen. MdB Reuschenbach (Guillaumes Vorgänger bei Brandt. 
D. Verf.): ,Warum das gerade jetzt, sechs Wochen vor Niedersachsen?' " 

Offenbar ebenfalls aus der SPD kommt jedoch ein zweiter Hinweis, der den Zeit- 
punkt der Guillaume-Enttarnung Herbert Wchner anlastet. 
Dazu der „Rheinische Merkur" vom 10. 5.: 

..Stimmt es, daß ein zu Herbert Wehners Montagskreis gehörender Journalist 
beim Präsidenten des Bundesamtes für Vet fassungsschutz anrief, sich nach einen; 
Günter Guillaume erkundigte, und damit die Aktion bei Morgengrauen aus- 
löste?" 

Gleichgültig, welche Intrigen aus dem bisherigen Regierungslager noch heraus- 
kommen, der übliche Propagandaapparat der Koalition war auf die Blitzaktion 
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nicht vorbereitet. Bundeskanzleramt, Bundesinnenministerium und Bundesjustiz- 
ministerium behandelten den Fall nach ihren eigenen Interessen gegeneinander, 
nicht aber einheitlich — geschweige denn wirklich aufklärend. 

Vor allem Staatssekretär Horst Graben versuchte, den schwerwiegenden Agenten- 
l'all zunächst herunterzuspielen. In der bereits zitierten ZDF-Sendung vom 25. 4. 
1973 sagte er dem Interviewer Trutz Beckert: 

„Herr Guillaume war hier als Mitarbeiter im Kanzlerbüro tätig und hat die 
Termine, die für den Bundeskanzler als Parteivorsitzender anfallen, vorbereitet, 
Wahlkampfreisen des Bundeskanzlers vorbereitet und Schriftverkehr, den er in 
dieser Eigenschaft hat, mit Mitgliedern oder Depeschen, die sich auf Parteidinge 
bezogen, bearbeitet. . . Er hatte nicht die Aufgabe, irgendwelche geheimen Vor- 
gänge zu bearbeiten." 

Der von der SPD herausgegebene „Parlamentarisch-Politische Pressedienst" strickte 
gemeinsam mit Staatssekretär Rüdiger v. Wechmar an der gleichen Masche. In 
seiner Ausgabe vom 26. April verbreitete er unter der Überschrift „Guillaume 
hatte keinen Zugang zu streng geheimem Material" die Version: 

„Nach Angaben des Regierungssprechers hatte er (Guillaume) genaue Kennt- 
nisse über das Wahlkampfkonzept der SPD, über innerparteiliche Verhältnisse 
und über die Beziehungen der SPD zu den Gewerkschaften. An Kabinettssitzun- 
gen, Lagebesprechungen beim Bundeskanzler, den Koalitionsgesprächen oder 
Sitzungen des SPD-Präsidiums bzw. Parteivorstands hatte er jedoch nicht teil- 
genommen." 

Der damalige Bundeskanzler selbst half bei dieser Verharmlosung mit, als er in der 
Aktuellen Stunde des Deutschen Bundestages am 26. April versicherte: 

„Der Agent war von mir nicht mit Geheimakten befaßt, weil dies nicht zu seinen 
Aufgaben gehörte." 

Brandt versuchte außerdem den Eindruck zu erwecken, als sei es dem Ministerium 
für Staatssicherheit in Ost-Berlin nicht um die Ausspähung von Staatsgeheimnissen 
gegangen, sondern um Informationen über die SPD. Daher sagte er im Bundestag, 

daß der SED-Staat seine Feindschaft zum SPD-Vorsitzenden — und der war 
hier das eigentliche Ziel der Agententätigkeit — auch auf diese Weise hervor- 
gehoben hat. 

SPD-MdB Peter Reuschenbach, von den Künsten seiner ehemaligen Vorgesetzten 
offenbar überrascht, beschrieb gegenüber den Redakteuren des „Spiegel" die Rolle 
als Kanzler-Referent, die er immerhin drei Jahre selbst zu spielen hatte, bevor er 
wegen seiner Bundestagskandidatur Günter Guillaume Platz machte, mit folgenden 
Worten: 

„Man gehört zu dem engsten Kreis des Kanzlers, freilich nur für ein bestimmtes 
'Feld. Papiere, die nicht unmittelbar mit dem eigenen Bereich zu tun haben, 
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kommen nicht automatisch über den Schreibtisch, aber natürlich hat man auch 
andere Papiere gesehen, Kabinettsvorlagen und so was." 

Und weiter über Guillaumes Rolle: 
„Kein Gespräch unter Spitzenpolitikern der Regierung in Bonn, bei dem er nicht 
dabei war oder von dem er nichts Genaues hätte erfahren können." 

Wenige Tage später wurde jedem deutlich, daß der Bundeskanzler und sein Staats- 
sekretär bewußt versucht haben, den deutschen Wählern Sand in die Augen zu 
streuen. 

Der Fall Genscher 
Auch Bundesinnenminister Hans-Dietrich Genscher hat in der Anfangsphase der 
Veröffentlichungen bewußt seinen Teil dazu beigetragen, Parlament und Öffent- 
lichkeit mit gezielten Unwahrheiten von den Tatbeständen fernzuhalten. 
Er war es, der gemeinsam mit dem Verfassungsschutz-Präsidenten Günter Nollau 
(SPD) dem bisherigen Bundeskanzler zwar im Juni 1973 den Hinweis gegeben 
hat, der Kanzlergehilfe Guillaume sei möglicherweise ein Agent, der aber zugleich 
dem Kanzler riet, ihn nur zu observieren und im übrigen den Günter Guillaume 
weiter einen guten Mann in der unmittelbaren Kanzlernähe sein zu lassen. 
Vor dem Deutschen Bundestag übernahm Genscher am 26. 4. ausdrücklich die 
Verantwortung dafür und versicherte unter dem damals noch einhelligen Beifall der 
Regierungsparteien: 

„Aus der Verantwortung meines Amtes heraus erkläre ich: Ich hätte die Sicher- 
heitsorgane rügen müssen, wenn sie sich nicht so verhalten hätten, denn anderen- 
falls hätten wir möglicherweise nicht einmal Guillaume überführen können. Auf 
keinen Fall aber hätten wir den Ring, dem er angehört, zerschlagen können. Das 
allein entscheidet." 

Wenn „das" allein wirklich entscheidet, wird Hans-Dietrich Genscher nicht ein- 
fach im Kabinett bleiben können, als sei nichts geschehen. Gegenwärtig wirken 
seine markigen Worte über den angeblichen „Ring" wie eine fade Entschuldigung 
für eigene Versäumnisse, nachdem von den ursprünglich fünf Verhafteten drei wie- 
der auf freien Fuß gesetzt werden mußten. 
Bundesinnenminister Genscher kann bei der endgültigen Klärung der Hintergründe 
des Skandals nicht aus seiner Verantwortung entlassen werden. 

Der Fall Brandt , 
Nach der Fernseherklärung des früheren Bundeskanzlers vom 8. Mai, nach seinem 
Rücktrittsbrief und seinen orakelhaften Mitteilungen vor dem Parteivorstand der 
SPD wurde deutlich, daß die amtierende Bundesregierung noch nicht die volle 
Wahrheit über das Ausmaß der Affäre gesagt hat. 
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Fest steht allerdings schon heute: Der ehemalige Bundeskanzler hat die Hinweise 
des Nachrichtendienstes über die Spionagetätigkeit Guillaumes nicht ernst genug 
genommen. Während sich BfV-Präsident Nollau laut „Spiegel" erinnerte: 

„Die Indizien waren dermaßen überwältigend, daß ich wußte: Das muß man 
dem Kanzler sagen" 

empfand der Kanzler das „Überwältigende" des Vorgangs überhaupt nicht, son- 
dern verstand, wie „Der Spiegel" wörtlich zitierte, nur die Formel: 

„Da könnte unter Umständen etwas sein." 

Die Information, die der bisherige Bundeskanzler — wie er inzwischen selbst zu- 
gibt — nicht zu glauben vermochte, erfolgte Anfang Juni 1973. Ungeachtet ihrer 
Brisanz nahm Willy Brandt seinen Referenten Günter Guillaume anschließend als 
alleinigen Verbindungsmann zur Regierungszentrale mit zum Urlaub nach Nor- 
wegen. 
Vor dem Deutschen Bundestag motivierte der Bundeskanzler diesen außergewöhn- 
lichen Leichtsinn mit der Behauptung: 

„Ich bin dem ausdrücklichen fachlichen Rat gefolgt, ihn mit mir in den Urlaub 
fahren zu lassen, damit der Fall eine möglichst komplette Aufklärung und Auf- 
rollung erfahren könne." 

öiese Aussage ist nachweislich falsch. Brandt hatte als Bundeskanzler das Parla- 
ment belogen. Der Realität näher kam er, als er am 8. Mai im Fernsehen mitteilte: 

„Ich hätte nicht zulassen dürfen, daß während meines Urlaubs in Norwegen im 
Sommer vergangenen Jahres auch geheime Papiere durch die Hände des Agenten 
gegangen sind. Mehr darüber zu sagen, verbietet das Sicherheitsinteresse unseres 
Staates." 

So richtig es ist, die Sicherheitsinteressen des Staates nicht zu gefährden, mit einer 
derartigen Formel darf Willy Brandt nicht versuchen, das Ende der Untersuchung 
heraufbeschwören zu wollen. In einem geeigneten Gremium sind die Hintergründe 
Voll aufzuklären, denn mindestens die zuständigen Kreise des Deutschen Bundes- 
tages müssen erfahren, wie groß der Schaden ist, der durch Unachtsamkeit, Gut- 
gläubigkeit und Fahrlässigkeit der Bundesrepublik Deutschland entstand. 

Mindestens sechs wichtige Problemkreise gehörten zur Tagesordnung des Kanzler- 
büros, als    Günter Guillaume das Vertrauen des Bundeskanzler genoß: 

© Besuch des Generalsekretärs der KPdSU, Leonid Breschnew, in Bonn. Damals 
ging es nicht zuletzt um eine Garantieklausel für Berlin. Nach langen, zunächst 
optimistisch machenden Gesprächen bewilligte Breschnew schließlich nur eine 
höchst zweideutige Formulierung — die letzte Rückzugsposition des Bundes- 
kanzlers. 

© Für die Bundesregierung unerwartet, spitzte sich der Widerstand der „DDR"- 
Regierung gegen Berlin-Klauseln in den Folgeverträgen zum Grundvertrag zu. 
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Herbert Wehner, damals noch stellvertretender Bundesvorsitzender der SPD, hielt 
die Berlin-Plattform der Bundesregierung für „überzogen" und sagte das zunächst 
in Parteikreisen und später öffentlich. In der kritischen Phase dieser Auseinander- 
setzung koordinierte Guillaume zwischen der Bundesregierung und der SPD-Spitze. 
© Als das Bundeskanzleramt den sinnlosen Auftrag an das Innenministerium er- 
teilte, Kopien über Vernehmungen von DDR-Flüchtlingen dem Kanzleramt zuzu- 
leiten, wurden Informationen über Fluchthelfer in dem anderen Teil Deutschlands 
geliefert. Staatssekretär Michael Kohl präsentierte darauf Egon Bahr komplette 
Fluchthelferlisten. Günter Guillaume saß um diese Zeit in des Kanzlers Büro. 
0 Nachdem der Korruptionsvorwurf gegen den Parlamentarischen Geschäftsfüh- 
rer der SPD-Fraktion, Karl Wienand, im Zusammenhang mit dem konstruktiven 
Mißtrauensvotum bekannt wurde, legte ein „Krisenstab" in der Kanzlerumgebung 
die Linie der Regierung fest. Die Preisfrage lautet heute: Was weiß SED-Chef" 
Honecker über den Fall Steiner /Wien and mehr, als es die Mehrheit des Unter- 
suchungsausschusses erfuhr? 
0 Durch die Leitung des Kanzleramtes gingen die Pläne, in denen sich die west- 
lichen Verbündeten über ihre Haltung auf der sogenannten Konferenz für Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) einig wurden. Das gilt ebenso für 
die Berichte über die sogenannten SALT-Gespräche zur Abrüstung. 
O Nicht an Guillaume vorbei liefen die Kontakte mit den sozialdemokratischen 
Parteien West-Europas. Dabei spielte die Europa-Politik eine erhebliche Rolle, ins- 
besondere das Verhältnis zwischen der EG und den Staaten des Warschauer 
Paktes. 
Offenkundig hat der Bundeskanzler a. D. seiner eigenen Parteispitze am 4. und 
5. Mai im Gebäude der Friedrich-Ebert-Stiftung in Münstereifel reinen Wein ein- 
geschenkt. Diesem Treffen voraus ging ein Gespräch mit Helmut Schmidt, ihm 
folgte ein Vier-Augen-Gespräch zwischen Herbert Wehner und Helmut Schmidt. 
Alle diese Gespräche dienten, wie die mit einem präzisen Terminkalender aufwar- 
tende „Kölnische Rundschau" aus dem Kanzleramt erfuhr, zur Vorbereitung des 
Rücktritts. 
In einer Kampagne, hinter der man eine „ordnende und lenkende Hand demago- 
gisch versierter Propagandisten" (Willi Weiskirch) entdecken konnte, versuchte die 
SPD-Spitze den Eindruck zu erwecken, als habe die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
durch eine „Hetz- und Verleumdungskampagne" Brandt gestürzt. SPD-nahe Zei- 
tungen kolportierten das Gerücht, die Union besitze Material, das dem Bundes- 
kanzler in seiner Intimsphäre Fehlverhalten nachweise. 
Die Kampagne gegen die Union war von Anfang an auf Lügen aufgebaut. Die 
CDU/CSU hatte nicht die Absicht, zu Mitteln der Diffamierung durch Enthüllungen 
aus dem Brandtschen Intimbereich zu greifen. Wenn es dort — wie Brandt selbst 
in verschlungenen Sätzen andeutet — Probleme gibt, so entziehen sie sich def 
Beurteilung durch den Deutschen Bundestag. 


